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ANALYSE

Die Kommunalwahlen 2024 – fast nur Gewinner
Adam J. Jarosz, Wirtschaftshochschule Warschau (SGH)

DOI: 10.31205/PA.328.01

Zusammenfassung
Am 7. April 2024 fanden zum neunten Mal in der Geschichte der Dritten Republik Polen die Kommunal-
wahlen statt. Gewählt wurden die Abgeordneten der Regionalparlamente (sejmik) sowie die Räte der  Land-
kreise, Kreisstädte und Gemeinden. Die größten Parteien konnten ihre Unterstützung aufrechterhalten. Recht 
und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS) hat die Führungsposition verteidigt, der Bürgerkoalition 
(Koalicja Obywatelska – KO) gelang es nicht, die Hauptkonkurrenten hinter sich zu lassen, der Dritte Weg 
(Trzecia Droga) stärkte sein neues Kooperationsformat und die Linke (Lewica) wurde auf regionaler und 
lokaler Ebene an den Rand gedrängt. Im Wahlkampf dominierten lokale Themen; an einigen Orten kam 
es zu großen Überraschungen.

Die längste kommunale Wahlperiode in der 
Geschichte
Die kommunale Wahlperiode 2018–2023 war die bisher 
längste in der Geschichte, denn infolge von Gesetzesän-
derungen im Jahr 2018 wurde sie auf fünf Jahre verlän-
gert. Dies hing damit zusammen, dass die Amtsperioden 
der Ortsvorsteher, Bürgermeister und Stadtpräsidenten 
auf maximal zwei begrenzt wurden. Im Rahmen der 
Debatte darüber wurde festgelegt, dass es notwendig ist, 
dann die Amtszeit zu verlängern, da die betreffende Per-
son nur ein Mal wiedergewählt werden kann. Auf diese 
Weise soll ermöglicht werden, eine Politik mit langfris-
tiger Perspektive, Entwicklungsmaßnahmen und loka-
len Investitionen zu betreiben. Außerdem wurde die 
letzte Wahlperiode zusätzlich um ein halbes Jahr ver-
längert, um zu vermeiden, dass der Wahlkampf für die 
Parlamentswahlen (Oktober 2023) und die Kommunal-
wahlen gleichzeitig stattfinden. Das hätte die Organisa-
tion der Wahlen, die Vorbereitungen der Wahlkommis-
sionen und die Stimmauszählung erschwert, außerdem 
den Parteien und politischen Gruppierungen Schwie-
rigkeiten bereitet, ihren Wahlkampf zu machen, sowie 
auch denjenigen Politikern, die planten, in beiden Wah-
len anzutreten. Im September 2022 verabschiedete der 
Sejm mit den Stimmen der nationalkonservativen Regie-
rungskoalition Vereinigte Rechte (Zjednoczona Prawica) 
ein Gesetz, das die Wahlperiode um ein weiteres hal-
bes Jahr, bis zum 30. April 2024, verlängerte, wodurch 
sie insgesamt fünfeinhalb Jahre dauerte. Die damalige 
Opposition wie auch viele Experten übten scharfe Kri-
tik an diesem Vorgehen. Der Senat, in dem die Oppo-
sition die Mehrheit stellte, sprach sich dafür aus, das 
Gesetz in Gänze abzulehnen.

Der Wahlkampf und die politische Situation
Unter diesen Umständen waren die Kommunalwahlen 
in einer dichten Abfolge mehrerer Wahlen eingebettet. 

Im Oktober 2023 hatten die Parlamentswahlen stattge-
funden, im April 2024 wurden die Kommunalwahlen 
durchgeführt und alsbald wird im Juni das Europäische 
Parlament gewählt. So kam es, dass der Wahlkampf teil-
weise von anderen Ereignissen überlagert wurde, er war 
kürzer und deutlich emotionsloser als vorangegangene 
Wahlkämpfe und konzentrierte sich außerdem v. a. auf 
lokale Angelegenheiten. Der größere Kontext des Wahl-
kampfes war die Wende, die am 15. Oktober mit den Par-
lamentswahlen eintrat. Auch wenn die PiS insofern den 
Wahlsieg einholte, als sie die meisten Stimmen erhalten 
hatte, hat sie die Regierungsmacht verloren, weil es ihr 
nicht gelang, eine Koalition zu bilden. Zwar wurde für 
zwei Wochen eine Regierung unter PiS-Ministerpräsi-
dent Mateusz Morawiecki berufen, aber das Parlament 
verweigerte ihr das Vertrauen und sie wurde entlas-
sen. So konnten anschließend die KO, der Dritte Weg 
und die Linke eine gemeinsame Regierung bilden. Die 
neue Koalition setzte sich zum Ziel, die Rechtsstaatlich-
keit wiederherzustellen, eine Reform der öffentlichen 
Medien durchzuführen, die Beziehungen zur Europäi-
schen Union zu verbessern und die Vorgängerregierung 
zur Rechenschaft zu ziehen.

Die von der neuen Regierungskoalition ergriffenen 
Maßnahmen zogen erneut eine starke Polarisierung der 
Gesellschaft nach sich. Sehr große Kontroversen rief die 
Übernahme der öffentlichen Medien hervor, die ohne 
rechtliche Grundlage durchgeführt wurde und über-
dies mit der zeitweiligen Abschaltung von Fernsehka-
nälen (v. a. TVP Info) einherging. Eine zweite große 
Kontroverse löste die Inhaftierung der PiS-Abgeordne-
ten Mariusz Kamiński und Maciej Wąsik aus, die ein 
Gericht wegen Amtsmissbrauchs während ihrer Dienst-
aufsicht über die Geheimdienste (sog. »Boden-Affäre«) 
rechtskräftig verurteilt hat. Beide Politiker waren aller-
dings einige Jahre zuvor von dem der PiS nahe stehen-
den Präsidenten Andrzej Duda im selben Fall bereits 
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begnadigt worden, was jedoch als nicht rechtskonform 
bewertet wurde, weil das Gerichtsurteil zum Zeitpunkt 
der Begnadigung noch nicht rechtskräftig gewesen war. 
Sejmmarschall Szymon Hołownia entschied nun, dass 
das Abgeordnetenmandat der beiden Politiker erlöscht, 
und leitete ihren Einspruch an die Kammer für Arbeit 
und Sozialversicherungen des Obersten Gerichtes weiter. 
Diese gab die Angelegenheit an die Kammer für Außer-
ordentliche Kontrolle und Öffentliche Angelegenheiten 
weiter, welche den Einspruch Wąsiks anerkannte und 
das Urteil fällte, dass er weiter Abgeordneter ist und ihn 
die Immunität schützt. Ähnlich und doch anders verlief 
es im Fall Kamiński; beide Parlamentarier hatten gleich-
zeitig ihren Einspruch bei der Kammer für Außerordent-
liche Kontrolle und Öffentliche Angelegenheiten einge-
legt. Allerdings wies der Richter der Kammer für Arbeit 
und Sozialversicherungen Kamińskis Einspruch ab und 
stellte fest, dass das Urteil der Kammer für Außerordent-
liche Kontrolle und Öffentliche Angelegenheiten kein 
Urteil und nicht verbindlich ist, da diese Kammer von 
einem Teil der Rechtsexperten als nicht verfassungs-
gemäß angesehen wird: Die rechtsprechenden Richter 
dieser Kammer wurden nicht ordnungsgemäß beru-
fen, d. h. vom Landesjustizrat, dessen Richter der Sejm 
gewählt hatte. Zusätzliche Emotionen kamen auf, weil 
die Verhaftung der beiden Parlamentarier im Präsiden-
tenpalast stattfand, den die Polizei während der Abwe-
senheit des Präsidenten betrat.

Die Übernahme der öffentlichen Medien und die 
Inhaftierung der beiden PiS-Abgeordneten lösten große 
Proteste und Demonstrationen mit vielen Teilnehmern 
aus. PiS-Politiker warfen der Regierung Verfassungs-
bruch, Willkür und die Anarchisierung des gesellschaft-
lichen Lebens vor, hinzu kam der Vorwurf, dass es zum 
ersten Mal seit 1989 wieder politische Gefangene in 
Polen gebe. Auch Präsident Duda protestierte entschie-
den und sprach vom »Terror der Rechtsstaatlichkeit«. 
Letztlich begnadigte er Kamiński und Wąsik erneut, 
allerdings blieben ihnen ihre Abgeordnetensitze ver-
wehrt. Nicht weniger kontrovers waren die Veränderun-
gen in der Staatsanwaltschaft, die Justizminister Adam 
Bodnar vollzog. Er berief den geschäftsführenden Lan-
desstaatsanwalt Jacek Bilewicz und entließ dafür Dari-
usz Barski, der von Bodnars Vorgänger Zbigniew Ziobro 
berufen worden war, aus seinem Amt. Dabei ignorierte 
Bodnar eine Gesetzesvorschrift, dass ein solcher Schritt 
mit dem Präsidenten konsultiert werden muss. Bodnar 
begründete den Schritt mit der fehlerhaften Berufung 
Barskis durch Ziobro, denn er war aus dem Ruhestand 
zurückberufen worden, was nach Meinung Bodnars 
nicht rechtskonform war (diese Frage soll letztendlich 
das Oberste Gericht entscheiden). Auch diese Angele-
genheit rief große Emotionen und Proteste unter den 
PiS-Politikern hervor; die neue Regierung wurde von 

ihnen und PiS-nahen Medien als »Koalition des 13. 
Dezember« bezeichnet. An diesem Tag wurde die Regie-
rung von Ministerpräsident Donald Tusk (KO) vereidigt, 
ein Datum dass die Einführung des Kriegszustands in 
Polen 1981 in Erinnerung ruft.

Weitere Themen, die während des Wahlkampfes dis-
kutiert wurden und das Thema Kommunalwahlen in 
den Hintergrund drängten, waren die Sejmdebatten 
über die Liberalisierung des Abtreibungsrechtes und 
der Streit über dieses Thema innerhalb der neuen Regie-
rungskoalition zwischen der Linken (die sich für Abtrei-
bungen bis zur zwölften Schwangerschaftswoche aus-
sprach) und dem Dritten Weg (der für die Rückkehr 
zum »Abtreibungskompromiss« aus der Zeit vor dem 
Urteil des Verfassungstribunals von 2020 oder für ein 
Referendum in dieser Frage war). Außerdem protestier-
ten ähnlich wie in anderen Staaten der Europäischen 
Union auch in Polen die Bauern massenhaft gegen die 
Einführung des Europäischen Green Deal und führten 
wiederholt auch mehrtägige Straßenblockaden durch. 
Befürchtungen und Kritik riefen zudem die Signale der 
Regierung hervor, sich von den Plänen des Baus eines 
zentralen Verkehrsknotenpunktes in Polen abzuwen-
den (es handelt sich dabei um einen großen Flughafen 
zwischen Lodz (Łódź) und der Hauptstadt zusammen 
mit einem Netz schneller Schienenverbindungen) und 
den Bau von Kernkraftwerken zu verzögern. Sehr prä-
sent waren im öffentlichen Diskurs außerdem Fragen 
der Sicherheit und Angelegenheiten im Zusammenhang 
mit dem russischen Krieg in der Ukraine.

In diesem Kontext trat der kommunale Wahlkampf 
in den Hintergrund, obgleich die Parteien Wahlver-
sammlungen organisierten und führende Politiker ihre 
lokalen Akteure unterstützten. Die KO baute ihre Narra-
tion um die Beendigung des Kampfes mit dem »Schlech-
ten« herum auf, das in der Rhetorik ihres Ministerprä-
sidenten Donald Tusk die PiS sei. Der zweite führende 
Akteur der KO und Gesicht des Wahlkampfes war der 
Stadtpräsident von Warschau, Rafał Trzaskowski. Er 
unterstrich, dass die Ära des Populismus beendet wer-
den solle und die Niederlage der PiS in den Kommu-
nalwahlen zum Zusammenbruch dieser Partei führen 
werde. Darüber hinaus thematisierte er seine Errungen-
schaften in Warschau; eine der spektakulärsten war eine 
Überführung für Fußgänger und Radfahrer über die 
Weichsel. Die Politiker der KO gaben sich als Garan-
ten für die Zusammenarbeit zwischen der Regierung 
und den Kommunen aus sowie für die Stärkung Letzte-
rer, insbesondere in finanzieller Hinsicht. Betont wurde 
die pro-europäische Haltung der KO, was ihre Wähler 
mobilisieren sollte, zur Wahl zu gehen, damit die KO-
Politiker die Regierungsverantwortung in allen Regio-
nen und in einer größtmöglichen Anzahl von Städten 
und Ortschaften übernehmen können. Der Wahlslogan 
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der KO lautete »Polen in unseren Herzen«, was mit dem 
Logo in Form eines Herzen korrespondierte.

Die Wahlkampfparolen der PiS hießen »Wir sind auf 
Ja eingestellt« und »Lasst uns zusammenstehen – lasst 
uns gemeinsam bauen«. Die PiS fokussierte sich darauf, 
über Entwicklung im Sinne einer gleichmäßigen Ent-
wicklung des ganzen Landes (nicht nur der Großstädte, 
sondern auch der kleineren Städte und Orte) zu spre-
chen sowie über die Notwendigkeit kleiner Investitio-
nen auf lokaler Ebene, und erneuerte ihre Forderung, die 
Plattenbausiedlungen zu revitalisieren. Die PiS-Politi-
ker sprachen außerdem von der Notwendigkeit, große 
Projekte zu realisieren, wie das bereits genannte große 
Infrastrukturprojekt, Atomkraftwerke, den Ausbau des 
Außenhafens in Swinemünde (Świnoujście), die Regulie-
rung der Oder u. a. und verwiesen dabei auf die dynami-
sche Entwicklung des Landes während ihrer Regierungs-
zeit. PiS-Chef Jarosław Kaczyński präsentierte seine 
Partei als Garant der Freiheit und des Schutzes vor schäd-
lichen Ideologien; ihre Stütze seien die Kommunen. Er 
kritisierte das Regierungshandeln und warf der Regie-
rung vor, nicht die polnischen Interessen zu vertreten, 
unwirtschaftlich zu handeln und nicht imstande zu sein, 
Geld für öffentliche Ausgaben zu generieren, weshalb 
Polen sich nicht entwickele. Weiter sprach er vom Ver-
fassungsbruch und der Nichtbeachtung von Gesetzen 
durch die neue Regierung und verglich die Politik der 
KO mit dem Vorgehen eines »Diebes in der Nacht« und 
Betrug an der Gesellschaft. Außerdem äußerten sich die 
führenden PiS-Politiker negativ über die Europäische 
Union, insbesondere mit Blick auf den sog. Green Deal, 
und unterstrichen in diesem Zusammenhang die große 
Rolle der Investitionsprogramme für die Kommunen 
und die erheblichen Mittel, die unter der PiS-Regierung 
für Investitionen vergeben worden waren.

Der Bündnis Dritter Weg wollte seine Position als 
Partei der Mitte stärken, das »Duopol« von PiS und 
KO aufbrechen und sich als neue Qualität in der pol-
nischen Politik präsentieren. Insbesondere der Fraktion 
von Szymon Hołownia, Parteichef von Polen 2050 (Pol-
ska 2050), lag daran, sich einen Rückhalt in den Städ-
ten aufzubauen. Die Polnische Bauernpartei (Polskie 
Stronnictwo Ludowe – PSL) wiederum wollte ihre starke 
lokale Stellung in den Landgemeinden und Kleinstäd-
ten bestätigen. Der Dritte Weg stellte »12 kommunale 
Zusagen« vor – er betonte die wichtige Rolle der Kom-
munen für die Entwicklung des Staates, versprach eine 
Reform der Finanzierung der Kommunen und stellte 
verschiedene Rezepte für die Krise in der Landwirt-
schaft und Vorschläge für lokale Unternehmer vor. Die 
führenden Köpfe des Bündnisses übten scharfe Kritik 
an den Politikern der PiS und ihrer Regierungszeit. Sie 
hoben Fragen der Sicherheit hervor, thematisierten die 
Notwendigkeit, ein Gesetz über den Zivilschutz zu ver-

abschieden, und unterstrichen die Rolle der Kommu-
nen in diesem Bereich.

Die Linke wählte den eingängigen Slogan »SMS – 
Schule, Wohnung, Krankenhaus« [poln. szkoła, miesz-
kanie, szpital; Anm. d. Übers.], hinter dem ein komple-
xes Programm stand. Es beinhaltete die Verbesserung 
der Unterrichtsbedingungen in der Schule zur besseren 
Unterstützung der Schüler, z. B. durch ein zusätzliches 
Kursangebot, in denen sie ihre Talente und Interessen 
entwickeln können. Außerdem wurde die Einfüh-
rung kostenloser, gesunder Mahlzeiten in den Schulen 
genannt und gefordert, dass die Schule laizistisch sein 
soll. Die Politiker der Linken schlugen Programme für 
günstigen Wohnungsbau vor, insbesondere für junge 
Menschen, und orientierten sich dabei an Program-
men, die in Wien realisiert wurden. Sie kündigten den 
Bau von 300.000 Wohnungen, die Bekämpfung des 
Leerstands und neue Wohnheimplätze an. Der dritte 
Themenbereich war die Entwicklung des Gesundheits-
systems, wozu die Verbesserung der Betreuung älterer 
Menschen im Krankenhaus, der garantierte Zugang zu 
Spezialisten, legaler Schwangerschaftsabbruch und die 
Aufhebung der Möglichkeit der Gewissensentscheidung 
für Ärzte gehörten. Weiter thematisierte die Linke ihre 
proeuropäische Einstellung und die wichtige Rolle der 
Kommunen bei der Einsetzung der Gelder aus dem Lan-
desaufbauplan, dessen von der EU eingefrorene Mittel 
die neue Regierung freisetzen konnte.

Die Konföderation (Konfederacja) verband sich in 
den Kommunalwahlen mit einer landesweit vertrete-
nen Gruppierung, die Kommunalpolitiker vereinigt: 
Die Parteilosen Selbstverwalter (Bezpartyjni Sam-
orządowcy) hatten 2023 bei den Parlamentswahlen 1,86 
Prozent der Wählerstimmen erhalten. Ihren Wahlkampf 
gründete die Konföderation auf die Kritik am Esta-
blishment der PiS und der KO sowie an der ökologi-
schen Politik der Europäischen Union. Sie unterstrich 
die Bedeutung der wirtschaftlichen Freiheit und Unab-
hängigkeit, entsprechend ihrem Slogan »Uns verbindet 
die Freiheit«. Ihr Programm »Kommunale Fünf der 
Konföderation« umfasste Forderungen wie Zerschla-
gung lokaler Seilschaften; den Stopp vorgeschriebener 
energetischer Gebäudesanierung; den Schutz des eige-
nen Hauses; Werbung für polnische, gesunde Lebens-
mittel; Importstopp für Lebensmittel aus der Ukraine 
und Zurückweisung des Europäischen Green Deal. Die 
Abweisung der EU-Klimapolitik sollte günstige Ener-
gie für die Kommunen garantieren. Eine wichtige For-
derung war die Niederlassungsfreiheit – dahinter stand 
der Einspruch gegen die Idee der verdichteten »15 Minu-
ten-Stadt« (als Ghettobildung bezeichnet), des saube-
ren Transports in den Städten und der Steuererhebung 
für Benzinautos. Stattdessen wurde für Erleichterun-
gen für den Autoverkehr in den Städten mit Hilfe von 
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Straßenerweiterungen und die Schaffung von Park-
raum geworben.

Schließlich gab es auch noch eine regionale Wahl-
liste, die seit vielen Jahren eine wichtige Position in 
der Woiwodschaft Oppeln (województwo opolskie) 
einnimmt. Die Deutsche Minderheit (Mniejszość Nie-
miecka) entschied sich, bei diesen Wahlen unter dem 
Schirm der Schlesischen Selbstverwalter (Śląscy Sam-
orządowcy) anzutreten. Die führenden Köpfe der Grup-
pierung unterstrichen auf diese Weise v. a. ihre regionale 
Verbundenheit und auch, dass insbesondere die jungen 
Akteure einen neuen Anstrich und eine breitere Aus-
richtung des politischen Projektes wollen. Tatsächlich 
nimmt die deutsche Minderheit in der Region zahlen-
mäßig immer weiter ab und viele Personen geben auch 
die schlesische Nationalität an; hinzu kommt, dass die 
Gruppierung einen deutlichen Schlag durch die verlo-
renen Parlamentswahlen erlitten hat, in denen sie weder 
ein Abgeordneten- noch einen Senatorenmandat (zum 
ersten Mal seit mehr als 30 Jahren) erhielt. Das neue Pro-
jekt der Zusammenarbeit mit den Schlesischen Selbst-
verwaltern sollte die Multikulturalität der Region unter-
streichen und auch andere Menschen einbeziehen als 
diejenigen, die ihre Zugehörigkeit zur deutschen eth-
nischen Gruppe erklären. Das Programm der Grup-
pierung konzentrierte sich v. a. auf die Entwicklung 
der Woiwodschaft Oppeln in verschiedenen Bereichen 
und die Entwicklung der Multikulturalität der Region.

Die Regionalparlamente – Wahlsieger PiS 
mit Machtverlust in einigen Regionen
Gewöhnlich sind es die Wahlen der Regionalparlamente, 
bei denen die Parteien die größte Rolle spielen. »Der 
Bericht über meinen Tod war eine Übertreibung« – mit 
diesem Zitat von Mark Twain begann PiS-Chef Jarosław 
Kaczyński seine Rede am Wahlabend gleich nach der 
Schließung der Wahllokale und der Veröffentlichung 
der Ergebnisse der Nachwahlbefragungen und kom-
mentierte damit den Sieg seiner Partei. Die PiS gewann 
mit 34,27 Prozent, verbesserte damit leicht das Wahl-
ergebnis von 2018 und erhielt ca. ein Prozent weniger 
Stimmen als in den Parlamentswahlen 2023. Die PiS 
hielt also ihre starke Position auf der politischen Bühne 
aufrecht und die Hoffnungen der Opposition, dass die 
PiS an den Rand gedrängt werden könne, erwiesen sich 
als deutlich übertrieben. Den zweiten Platz nahm mit 
30,59 Prozent der Stimmen die KO ein, was ein um 
knapp vier Prozentpunkte besseres Ergebnis ist als bei 
den Kommunalwahlen 2018 und praktisch das glei-
che wie in den letzten Parlamentswahlen 2023. Sein 
Wahlergebnis vom Oktober 2023 hielt auch der Dritte 
Weg (14,25 Prozent); er konnte seine Stellung als dritt-
stärkste Kraft in der polnischen Politik festigen. Die 
Linke erlitt eine Niederlage; ihr Ergebnis von 6,32 Pro-

zent liegt zwei Prozentpunkte niedriger als bei den Par-
lamentswahlen und hat zur Folge, dass sie eine margi-
nale Bedeutung in den Regionalparlamenten spielen 
wird. Ähnlich ist es im Falle der Konföderation, die 
einerseits ihr Ergebnis der Parlamentswahlen wieder-
holte und 7,23 Prozent bekam, andererseits aber keine 
zusätzliche Prämie für die Vereinigung mit den Partei-
losen Selbstverwaltern erhielt. Mit Blick darauf, dass die 
Konföderation allmählich ihre Präsenz ausbaut, ist dies 
ein wichtiger Schritt in Richtung Stärkung der Grup-
pierung auf der politischen Bühne. Lokale Gruppierun-
gen erhielten insgesamt 7,34 Prozent, wobei drei von 
ihnen besondere Ergebnisse einfuhren: Die Schlesischen 
Selbstverwalter erhielten mit der Deutschen Minderheit 
das solide Wahlergebnis von 16,22 Prozent in der Woi-
wodschaft Oppeln, die Parteilosen Selbstverwalter, die 
in der Woiwodschaft Niederschlesien (woj. dolnośląskie) 
selbständig antraten, erhielten 10,55 Prozent und die 
Landesweite Selbstverwaltungskoalition (Ogólnopolska 
Koalicja Samorządowa), die sich infolge eines Bruchs bei 
den Parteilosen Selbstverwaltern gebildet hatte, erhielt 
8,41 Prozent in der Woiwodschaft Westpommern (woj. 
zachodniopomorskie).

Von den 552 Mandaten der Regionalparlamente ent-
fielen 239 auf die Kandidaten der PiS – ein Verlust von 
15 im Vergleich zur letzten Kommunalwahl –, 210 Man-
date auf die KO, das ist ein Zuwachs von 16, und 80 
auf den Dritten Weg, d. h. zehn mehr als auf die PSL 
im Jahr 2018. Auf die Linke entfielen acht Abgeord-
netensitze, also drei weniger als vor fünf Jahren. Die 
Konföderation holte sechs Sitze und die lokalen Lis-
ten erlangten neun Mandate, wovon fünf an die Schle-
sischen Selbstverwalter gingen, so viele wie vorher die 
Deutsche Minderheit erhalten hatte. Drei Mandate gin-
gen an die Parteilosen Selbstverwalter (vorher sechs), und 
die Landesweite Selbstverwaltungskoalition erhielt ein 
Mandat. D. h. trotz des prozentual besseren Ergebnis-
ses verlor die PiS mehr als ein Dutzend Mandate an die 
KO und den Dritten Weg.

Die PiS gewann in insgesamt sieben, die KO in neun 
Woiwodschaften. Dennoch wird die PiS wegen fehlen-
der Koalitionsfähigkeit nur in vier Woiwodschaften die 
Regierungsverantwortung übernehmen, was ebenfalls 
ein Verlust ist, denn in der letzten Wahlperiode hatte 
sie sie in sechs Regionen inne. Die KO wird in der Woi-
wodschaft Pommern (woj. pomorskie) selbständig regie-
ren und in acht Regionen den Dritten Weg als Koaliti-
onspartner brauchen. In der Woiwodschaft Lodz (woj. 
łódzkie) wird auch die Linke zur Koalition notwendig 
sein und in der Woiwodschaft Oppeln der Dritte Weg 
und die Schlesischen Selbstverwalter. Ein Rätsel ist bis-
her noch die Woiwodschaft Podlachien (woj. podla-
skie), wo die PiS 15 Sitze erhielt, die KO acht und der 
Dritte Weg sechs. Für die Mehrheit werden 16 Mandate 
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gebraucht, so dass Stanisław Derehajło von der Liste der 
Konföderation zum Zünglein an der Waage wurde. Er 
ist ein populärer Lokalpolitiker, der vorher auf der Liste 
der Partei Verständigung (Porozumienie) gestartet war; 
diese hatte mit der PiS eine Koalition gebildet.

Die Wahlen in den Städten – Dominanz der 
KO und einige Überraschungen
Ähnlich wie auf Woiwodschaftsebene nehmen die Par-
teien in den Kreisstädten und kleineren Städten eine 
starke Position ein. Aufgrund der Direktwahl der Stadt-
präsidenten stehen die Wahlen für den Stadtrat immer 
im Schatten des Wettbewerbs um das höchste Amt der 
Stadt. Wohl wissend, dass sie in den Großstädten nur 
mit einer geringen Unterstützung rechnen kann, hat die 
PiS hier den Wahlkampf vernachlässigt. Dafür kam es 
zu einigen interessanten Konkurrenzsituationen zwi-
schen den Kandidaten der Regierungskoalition. Tra-
ditionell erregt der Kampf um die Position des Stadt-
präsidenten in Warschau die meiste Aufmerksamkeit. 
Dieses Mal sollte die große Popularität von KO-Kan-
didat Rafał Trzaskowski bestätigt werden, der für den 
Start bei den Präsidentschaftswahlen 2025 vorgesehen 
ist. Große Hoffnungen auf ein gutes Wahlergebnis und 
den Einzug in die Stichwahl hegten auch die Politiker 
der Linken, die die beliebte Senatorin Magdalena Biejat 
aufstellten. Die PiS zog mit dem jungen und dynami-
schen Kandidaten Tobiasz Bocheński ins Rennen, ehe-
maliger Woiwode der Region Lodz sowie Masowien 
(woj. mazowsze), der ebenfalls sein Potential mit Blick 
auf die Präsidentschaftswahlen testen wollte.

Zum interessantesten Wettbewerb kam es jedoch in 
Krakau (Kraków), wo der seit 2002 amtierende Stadt-
präsident Jacek Majchrowski das Ende seiner politi-
schen Karriere verkündet hatte, was den Wettkampf 
um die zweitgrößte polnische Stadt eröffnete. Anfüh-
rer der ersten Umfragen war Łukasz Gibała, ehemaliger 
Abgeordneter der Bürgerplattform (Platforma Obywa-
telska – PO) und der Palikot-Bewegung (Ruch Palikota), 
der nun als unabhängiger Kandidat im Rennen war. 
Die KO stellte den Abgeordneten Aleksander Miszalski 
auf und die PiS ihren Abgeordneten und ehemaligen 
Woiwoden von Kleinpolen (woj. małopolskie), Łukasz 
Kmita. Der zweite interessante Wettkampf fand in Bres-
lau (Wrocław) statt, wo der stark in der Kritik stehende 
amtierende Präsident Jacek Sutryk mit einer eigenen 
Liste und Unterstützung der KO und der Linken star-
tete. Mit ihm konkurrierten Izabela Bodnar (Dritter 
Weg) und Łukasz Kasztelowicz (PiS).

In den übrigen Großstädten waren die Wahlen eher 
ein Volksentscheid über die Unterstützung für die amtie-
renden Präsidenten, und die Chance auf einen Wech-
sel war verschwindend gering. Die Stadtpräsidenten 
erfreuen sich hier einer großen Popularität und üben ihr 

Amt seit mehreren Wahlperioden aus, manche sogar seit 
Jahrzehnten, z. B. Wojciech Szczurek seit 1998 in Gdin-
gen (Gdynia). Sehr populär war beispielsweise die Favo-
ritin in Danzig (Gdańsk), Aleksandra Dulkiewicz, eine 
enge Mitarbeiterin von Paweł Adamowicz, die nach des-
sen Ermordung 2019 zum Stadtoberhaupt gewählt wor-
den war. In Lodz führte Hanna Zdanowska, in Posen 
(Poznań) Jacek Jaśkowiak, Politiker, die auch im pol-
nischen öffentlichen Diskurs präsent waren und die 
PiS-Regierung stark kritisierten, so dass sie als unab-
hängige, progressive Stadtpräsidenten galten, die für 
Demokratie und die Unabhängigkeit der Selbstverwal-
tung kämpfen. Auch in den Städten mittlerer Größe 
starteten starke Favoriten aus den Reihen der KO wie 
Tadeusz Truskolaski in Białystok oder Rafał Bruski in 
Bydgoszcz oder auch Krzysztof Żuk in Lublin, der von 
einer eigenen Wahlliste startete, aber mit der KO ver-
bunden ist.

Nennenswert ist auch die Gruppe der parteilosen 
Präsidenten, die ebenfalls zu den Favoriten auf Man-
datsverlängerung gehörten, z. B. Piotr Krzystek in Stet-
tin (Szczecin), Marcin Krupa in Kattowitz (Katowice), 
Wojciech Szczurek in Gdingen, Michał Zaleksi in Thorn 
(Toruń), Janusz Kubicki in Zielona Góra oder Arkadiusz 
Wiśniewski in Oppeln (Opole). Zu diesem Kreis gehört 
auch Konrad Fijołek, der 2021 Stadtpräsident von Rze-
szów wurde, nachdem der sehr beliebte und viele Jahre 
amtierende Tadeusz Ferenc zurückgetreten war. In zwei 
Städten war das Wahlergebnis nach dem Kandidatur-
verzicht der Präsidenten offen: In Kielce trat Bogdan 
Wenta nicht wieder an und um seinen Sitz konkurrierten 
Agata Wojda aus der KO und Marcin Stępniewski aus 
der PiS. In Olsztyn verzichtete Piotr Grzymowicz und 
kandidierten Robert Szewczyk aus der KO und Czesław 
Małkowski, der ehemalige Stadtpräsident, der für eine 
lokale Wahlliste stand und trotz eines Skandals vor eini-
gen Jahren Popularität genoss (im Jahr 2008 wurde er 
mit Hilfe eines lokalen Referendums abberufen und im 
Jahr 2019 endgültig von einem Gericht frei gesprochen). 
Małkowski hatte bereits an den letzten Wahlen (2010, 
2014, 2018) teilgenommen und jedes Mal im zweiten 
Wahlgang gegen Grzymowicz verloren.

Letztendlich konnten die meisten Favoriten ihre 
starke Position halten und gewannen schon im ers-
ten Wahlgang. Rafał Trzaskowski (KO) siegte in War-
schau überdeutlich, wenngleich sein Konkurrent Tobiasz 
Bocheński (PiS) mit über 23 Prozent ein beachtliches 
Ergebnis im liberalen Warschau einfuhr. Arkadiusz 
Wiśniewski in Oppeln hat mit über 75 Prozent seinen 
Gegner klar hinter sich gelassen, hohe Zustimmung mit 
gut 60 Prozent erhielten Marcin Krupa in Kattowitz 
und Piotr Krzystek in Stettin sowie Hanna Zdanowska 
in Lodz. Außerdem trugen Aleksandra Dulkiewicz in 
Danzig, Rafał Bruski in Bydgoszcz, Tadeusz Truskolaski 
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in Białystok und Krzysztof Żuk in Lublin einen deut-
lichen Sieg im ersten Wahlgang davon.

Auch die Stichwahlen bedeuteten mit Ergebnissen 
zwischen 60 und 70 Prozent einen überzeugenden Sieg 
für die bisherigen Präsidenten Jacek Jaśkowiak in Posen, 
Jacek Sutryk in Breslau, Jacek Wójcicki in Gorzów Wiel-
kopolski; etwas knapper fiel die Unterstützung für Kon-
rad Fijołek in Rzeszów aus. Zu einer Überraschung kam 
es in Thorn und Zielona Góra, wo die langjährigen 
Stadtpräsidenten gegen ihre Kontrahenten aus der KO 
verloren. In Thorn verlor Michał Zaleski gegen Paweł 
Gulewski (65 Prozent) und in Zielona Góra Janusz 
Kubicki gegen Marcin Pabierowski (57,46 Prozent). 
In Olsztyn gewann Robert Szewczyk aus der KO, der 
Czesław Małkowski überholte, und in Kielce die KO-
Kandidatin Agata Wojda gegen Marcin Stępniewski aus 
der PiS. Ein verbissener Kampf fand in Krakau statt, 
wo der von der KO ins Rennen geschickte Aleksander 
Miszalski mit 51,04 Prozent knapp vor Łukasz Gibała 
(48,96 Prozent) lag. Letzterem habe, kommentierten 
einige Experten, möglicherweise die Unterstützung der 
PiS vor dem zweiten Wahlgang geschadet. Kandida-
ten der KO gewannen auch in vielen anderen, kleine-
ren Städten; insgesamt werden 42 Städte von KO-Prä-
sidenten regiert werden.

Zu der größten Überraschung kam es jedoch in 
Gdingen, wo es für den parteilosen Wojciech Szczurek 
nicht zum zweiten Wahlgang reichte und Stadtpräsiden-
tin die unabhängige Kandidatin Aleksandra Kosiorek 
wurde, die den KO-Kandidaten Tadeusz Szemiot hin-
ter sich ließ. Nach diesen Wahlen wird die Dreistadt 
(Danzig, Zoppot, Gdingen) komplett von Frauen 
regiert, denn Präsidentin von Zoppot wurde Magda-
lena Czarzyńska-Jachim, die mit einer eigenen Wahl-
liste startete (sie hatte vorher mit dem populären Stadt-
präsidenten Jacek Karnowski zusammengearbeitet). Ihr 
Mandat verteidigten auch die beiden bekanntesten mit 
der PiS verbundenen Präsidenten Lucjusz Nadbereżny 
in Stalowa Wola (72 Prozent) und Jakub Banaszek, der 
mit seiner eigenen Liste in Chełm kandidierte (52, 65 
Prozent). Mit der PiS verbundene Kandidaten gewan-
nen außerdem in Jastrzębie-Zdrój, Michał Urgoł, und 
in Siedlce, Tomasz Hapunowicz, der mit einer eigenen 
Liste in die Wahl ging. Von den Präsidenten, die die 
Linke repräsentierten, war Krzysztof Matyjaszczyk in 
Tschenstochau (Częstochowa) im zweiten Wahlgang 
erfolgreich; Präsidentin von Swinemünde wurde schon 
im ersten Wahlgang Joanna Agatowska mit eigener 
Wahlliste und in Wocławek wurde Krzysztof Kukucki 
Präsident, der zuvor erfolgreich die Pläne des Mietwoh-
nungsbaus, eine der Hauptforderungen der Linken, rea-
lisiert hatte. Auch ein Kandidat der Konföderation hat 
die Wahl zum Stadtpräsidenten gewonnen – Patryk 
Marjan, der in Bełchatów mit einer eigenen Liste startete. 

Ein sehr ausgewogener Kampf fand in Gleiwitz (Gli-
wice) statt, wo Katarzyna Kuczyńska-Budka (die Ehe-
frau des Ministers Boris Budka) für die KO mit einem 
Plus von 540 Stimmen gegen den unabhängigen Kan-
didaten Mariusz Śpiewok gewann, der von dem in der 
Stadt sehr beliebten ehemaligen Präsidenten und aktu-
ell Senator Zygmunt Frankiewicz unterstützt wurde 
(die Wahlliste hieß Koalition für Gleiwitz von Zygmunt 
Frankiewicz).

Ein Kandidat des Dritten Weges wurde in Legionów 
Stadtpräsident: Hier überwand Bogdan Kiełbasiński 
überraschend den langjährigen Präsidenten Roman 
Smogorzewski aus der KO. Seine Position bestätigte wie-
derum der Präsident von Ciechanów, Krzysztof Kosiński, 
der der einzige Kandidat war und eine Unterstützung 
von 81,45 Prozent der Stimmen erhielt (in einer sol-
chen Situation kommt die Abstimmung einem Referen-
dum gleich, bei dem für oder gegen einen Kandidaten 
gestimmt wird). Hier ist darauf hinzuweisen, dass die 
Gruppierung Dritter Weg stark unter den Ortsvorste-
hern und Bürgermeistern in den Landgemeinden und 
Kleinstädten vertreten ist.

Trotz der Gewinner in den Großstädten, die von Par-
teien aufgestellt worden waren, haben die unabhängigen 
Kandidaten die meisten (52) Posten erobert.

Festzustellen ist auch die Dominanz der KO in den 
Stadträten der Großstädte. In vielen Städten insbeson-
dere in Westpolen hat die KO eine selbständige Mehr-
heit errungen (Warschau, Krakau, Lodz, Breslau, Posen, 
Danzig, Stettin, Kattowitz, Lublin, Białystok, Byd-
goszcz, Thorn, Gorzów Wielkopolski, Zielona Góra). 
Die PiS erhielt in diesen Städten Ergebnisse über 20 
Prozent, was zeigt, dass auch sie hier eine zahlreiche 
Wählerschaft hat. Bessere Ergebnisse erzielte die Grup-
pierung von Jarosław Kaczyński in den Städten in Ost-
polen und in mittelgroßen Städten, wo sie häufig eine 
der beiden größten Fraktionen im Stadtrat stellt, wobei 
auch die KO hier eine solide Repräsentanz hat.

Die Landkreis- und Gemeindewahlen – der 
Sieg der PiS und lokaler Wahllisten
Auf Landkreisebene gewannen abermals lokale Wahl-
listen, die insgesamt eine Unterstützung von 39,57 Pro-
zent und 2.241 von 6.170 Ratsmandaten erhielten. Von 
den landesweit antretenden Parteien erhielt die PiS die 
meisten Stimmen und Mandate – 29,94 Prozent und 
2.080 Sitze. Die KO erlangte 1.056 Sitze in den Kreis-
räten bei einer Unterstützung von 16,21 Prozent und 
der Dritte Weg 12,30 Prozent und 716 Mandate. Die 
Linke bekam 0,96 Prozent der Stimmen und 36 Man-
date, so viele wie die Schlesischen Selbstverwalter, wobei 
die Unterstützung für sie im Landesdurchschnitt nur 
0,42 Prozent betrug. Die Konföderation und die Partei-
losen Selbstverwalter besetzten fünf Sitze in den Kreis-
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räten (0,60 Prozent). Wer in den einzelnen Landkrei-
sen regieren wird, wird von der Koalitionsbildung vor 
Ort abhängen, denn die Regierung der Landkreise mit 
dem Amtsinhaber Kreisrat an der Spitze wird vom Gre-
mium Kreisrat gewählt. Die Ergebnisse zeigen jedoch 
einen Verlust von 34 Mandaten für die PiS, einen großen 
Verlust für den Dritten Weg (236 weniger im Vergleich 
zum damaligen Ergebnis der PSL) und eine Katastro-
phe für die Linke (69 Sitze weniger und ihre Margina-
lisierung auf dieser Ebene) sowie eine deutliche Stär-
kung der KO mit einem Zuwachs von 330 Mandaten.

Auf der Gemeindeebene erhielten die deutliche 
Mehrheit der Sitze (32.508) erneut die lokalen Wahl-
listen, denen 63,33 Prozent der Wähler ihre Stimme 
gaben. Bei den Parteien erhielt die KO den größten 
Zuspruch – 15,68 Prozent, was 1.649 Mandate bedeu-
tete. Die PiS erhielt mit 13,56 Prozent eine geringere 
Unterstützung, aber mit 3.069 fast zweimal so viel 
Sitze in den Gemeinderäten. Mehr Mandate als die 
KO erhielt auch der Dritte Weg: 1.909 bei 4,72 Pro-
zent Wählerunterstützung. Die Linke bekam 1,59 Pro-
zent und 86 Mandate und die Konföderation und Par-
teilosen Selbstverwalter 0,99 Prozent und 17 Mandate. 
Auf die Schlesischen Selbstverwalter entfielen 0,13 Pro-
zent Unterstützung im Landesdurchschnitt und 178 
Mandate.

Allerdings ließen sich keine Daten für die Auftei-
lung in städtische und ländliche Gemeinden sowie Groß-
städte eruieren; die angeführten Angaben beziehen sich 
also auf alle Gemeindekategorien. Hinzu kommt, dass 
ein Teil der Parteien lokale Wahlbündnisse bildete. 
Z. B. ging die PiS in Bydgoszcz eine Koalition mit der 
Konföderation und lokalen Gruppierungen unter dem 
Namen Wahlbündnis von Łukasz Schreiber  – Byd
goszczer Rechte (KWW Łukasza Schreibera – Bydgo-
ska Prawica) ein, die sich um den populären Abgeord-
neten und ehemaligen Minister gruppierte. Häufig, so 
auch im Falle Lublins und der Wahlliste von Krzysztof 
Żuk, bilden die Parteien bei den Kommunalwahlen eine 
lokale Liste und verbergen ihren Parteinamen z. B. hin-
ter dem des starken Anführers. Die genaue Bestimmung 
der tatsächlichen Position der jeweiligen Partei auf der 
Landkreis- und Gemeindeebene ist daher sehr schwie-
rig. Die hier vorgestellten Ergebnisse geben einen Über-
blick, zeigen dabei aber auch einen allgemeinen Trend 
auf: Die KO ist v. a. die Partei der Städte, insbesondere 
der großen und der mittleren. Die PiS dagegen baute 
sich eine starke Position auf dem Land auf, wo sie folg-
lich den Dritten Weg verdrängt, besonders den PSL-
Anteil. Zusammenarbeit mit lokalen Gruppierungen 
nahm auch die Konföderation auf, die zwar nicht allzu 
viele Mandate in den Kreis- und Gemeinderäten erlangte, 
aber ihre Strukturen in der Fläche stärken konnte, was 
gerade für kleinere Parteien Schlüsselbedeutung hat.

Mit den schwachen Strukturen in der Fläche und 
der niedrigen Mitgliederzahl der polnischen Parteien 
lassen sich regelmäßig die hohen Ergebnisse der lokalen 
Wahllisten erklären. Auf der anderen Seite begünstigt 
solche Ergebnisse auch die Wahlordnung, insbesondere 
bei Gemeinden bis zu 20.000 Einwohner, deren Rats-
mitglieder in Ein-Mandatskreisen gewählt werden. Das 
hat zur Folge, dass die Wahlen viel stärker personalisiert 
sind und die Wähler die Kandidaten meistens persön-
lich kennen. In Städten über 20.000 Einwohner sowie in 
Landkreisen und Woiwodschaften wird in Mehr-Man-
datskreisen gewählt und die Stimmen werden nach dem 
d’Hondtschen System errechnet. Bei kleinen Mandats-
kreisen (fünf bis acht Mandate in den Gemeinden, drei 
bis zehn in den Kreisen und fünf bis 15 in den Woiwod-
schaften) gilt formal die Fünf-Prozent-Hürde, tatsäch-
lich aber muss eine deutlich höhere, sogar zweistellige, 
Unterstützung eingeholt werden, um bei der Aufteilung 
der Mandate eine Rolle zu spielen. Das ist ein Vorteil 
für die stärksten Player, v. a. für die Parteien (daher ihre 
stärkere Position in den Regionalparlamenten, in Städ-
ten und Landkreisen), erschwert aber insbesondere den 
kleineren lokalen Gruppierungen den Eintritt in die 
Räte, was dennoch vielen von ihnen gelang.

Nur Gewinner, ein Verlierer
Bei den Kommunalwahlen können gewöhnlich die Poli-
tiker aller Parteien einen Erfolg verkünden, denn jeder 
gelingt es, etwas zu erlangen. Die größten Parteien wer-
den in einigen Regionen regieren, der Dritte Weg wird in 
vielen Regionalparlamenten Koalitionspartner sein, die 
Linke wiederum errang bzw. hielt die Position des Stadt-
präsidenten in einigen Städten. Die wichtigste Frage war 
allerdings die nach der Unterstützung für die größten 
Parteien. Die Kommunalwahlen haben die Stimmung 
der Parlamentswahlen im Oktober 2023 bestätigt und 
die Parteien haben ihre Unterstützung aufrechterhalten, 
wobei die Linke hier der Verlierer ist, da sie einen deut-
lichen Verlust verzeichnete und auf allen Ebenen (abge-
sehen von einigen Ausnahmen) an den Rand gedrängt 
wurde. Für die PiS war dagegen wichtig, dass sie die 
Unterstützung halten und ihre Strukturen nach dem 
Verlust der Regierungsverantwortung konsolidieren 
konnte. Das ist umfassend gelungen, denn der Besitz-
stand bleibt in großem Umfang bestehen, trotz klei-
nerer Verluste. In dieser Situation wird sich Parteichef 
Jarosław Kaczyński sicherlich nicht in Rente begeben 
(entgegen der Stimmen mancher, auch rechtskonserva-
tiver, Kommentatoren und Politiker), da es ihm gelang, 
die PiS zu einem weiteren Sieg zu führen. Die führen-
den Akteure der KO hatten mit mehr gerechnet, hatten 
sie im Wahlkampf doch sogar von einem Sieg in allen 
Woiwodschaften gesprochen. Ein großer Erfolg ist mit 
Sicherheit, dass die KO die Räte der größten Städte 
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dominiert und viele Stadtpräsidenten und Bürgermeis-
ter stellt. Besonders wichtig waren die Wahlen in War-
schau, die die große Popularität von Rafał Trzaskowski 
bestätigten und ihn in eine komfortable Position für 
den Präsidentschaftswahlkampf in Polen 2025 versetzen. 
Der Dritte Weg hat sein Kooperationsformat und seine 
Position auf der Ebene der Regionen gestärkt, doch ihren 
Anführern könnte der Mandatsverlust in den Landkrei-
sen Sorgen bereiten, zumal diese Ebene besonders für die 
PSL wichtig ist. Für die Konföderation waren die Wah-
len ein wesentlicher Schritt für die Entwicklung und 
Stärkung ihrer Strukturen in der Fläche. Auch wenn in 
den Kommunalwahlen lokale Angelegenheit am wich-
tigsten sind, die häufig keine ausgeprägt politische Fär-
bung haben, drücken die polnische Landespolitik und 
die in ihr bestehenden Teilungen ihnen ihren Stempel 
auf. Sichtbar wird dies an der abermals bestätigten Tei-
lung in einen liberalen Nordwesten und einen konser-
vativen Südosten, aber noch wichtiger an der Polarisie-
rung von Stadt und ländlichem Raum, wo die beiden 
größten Konkurrenten jeweils ihre Bastionen haben.

Da die Kommunalwahlen zwischen weiteren Wahlen 
in Polen stattfanden, haben sie in der Gesellschaft keine 
so großen Emotionen geweckt wie die Parlamentswah-
len im Oktober 2023. Dies zeigte sich in einer deutlich 
niedrigeren Wahlbeteiligung, sowohl im Vergleich zu den 
Parlamentswahlen als auch den Kommunalwahlen 2018. 
Sie betrug dieses Jahr 51,94 Prozent im ersten Wahl-
gang und 44,06 Prozent in der Stichwahl. Das ist einer-
seits überraschend, denn die kommunale Selbstverwal-
tung sind die regierenden Gremien, denen die Polen am 
meisten Vertrauen entgegenbringen. Andererseits kann 
man bei den Kommunalwahlen nur an seinem Wohnort 
seine Stimme abgeben, was zur Folge hat, dass diejeni-
gen, die nicht vor Ort sind, nicht wählen gehen können.

Der Wahlkampf und die Emotionen rund um die 
Kommunalwahlen sind kaum verflogen, da beginnt 
schon der Wahlkampf für das Europaparlament, der 
zwar anderen Regeln folgt, aber sicherlich ein Kräfte 
absorbierendes Gefecht wird.

Übersetzung aus dem Polnischen: Silke Plate
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STATISTIK

Wahlbeteiligung, Stimm- und Mandatsverteilung in den Kommunalwahlen 
2024

Grafik 1:	 Die Wahlbeteiligung bei den Wahlen der Regionalparlamente (sejmik)

Quelle:  Państwowa Komisja Wyborcza [Staatliche Wahlkommission]. https://pkw.gov.pl/
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Grafik 2:	 Die Wahlgewinner der Regionalparlamente (sejmik) (2024, %) 

Regionalparlament der 
Woiwodschaft (województwo)

KO PiS Trzecia 
Droga

Westpommern 
(zachodniopomorskie)

38,88 25,05 10,61

Pommern 
(pomorskie)

43,84 25,70 10,32

Ermland-Masuren 
(warmińsko-mazurskie)

34,90 30,73 16,62

Podlachien 
(podlaskie)

22,75 43,47 16,45

Lebuser Land 
(lubuskie)

34,73 25,04 18,67

Großpolen 
(wielkopolskie)

32,01 26,90 17,49

Kujawien-Pommern 
(kujawsko-pomorskie)

38,30 28,15 17,18

Masowien 
(mazowickie)

31,52 33,16 16,54

Regionalparlament der 
Woiwodschaft (województwo)

KO PiS Trzecia 
Droga

Lodz 
(łódzkie)

30,41 37,57 14,21

Heiligkreuz 
(świętokrzyskie)

18,72 42,00 21,71

Lublin 
(lubelskie)

19,18 47,17 15,19

Niederschlesien 
(dolnośląskie)

33,52 27,48 11,43

Oppel 
 (opolskie)

36,47 25,30 16,22

Schlesien 
(śląskie)

32,41 31,09 10,62

Kleinpolen 
(małopolskie)

25,94 43,90 12,39

Vorkarpaten 
(podkarpackie)

16,26 51,96 12,35

KO – Koalicja Obywatelska/Bürgerkoalition; PiS – Prawo i Sprawiedliwość/Recht und Gerechtigkeit; Trzecia Droga/Dritter Weg 
Quelle:  Państwowa Komisja Wyborcza [Staatliche Wahlkommission]. https://pkw.gov.pl/

https://pkw.gov.pl/


11Polen-Analysen Nr. 328, 07.05.2024

Grafik 3:	 Die Anzahl der Mandate der drei stärksten Parteien in den Regionalparlamenten (sejmik) (2024, %) 

Regionalparlament der 
Woiwodschaft 
(województwo)

Mandate 
insgesamt

KO PiS Trzecia 
Droga

Westpommern 
(zachodniopomorskie)

30 15 10 3

Pommern 
(pomorskie)

33 20 10 3

Ermland-Masuren 
(warmińsko-mazurskie)

30 13 11 6

Podlachien 
(podlaskie)

30 8 15 6

Lebuser Land 
(lubuskie)

30 14 10 6

Großpolen 
(wielkopolskie)

39 15 15 7

Kujawien-Pommern 
(kujawsko-pomorskie)

30 14 11 5

Masowien 
(mazowieckie)

51 20 21 8

Regionalparlament der 
Woiwodschaft 
(województwo)

Mandate 
insgesamt

KO PiS Trzecia 
Droga

Lodz 
(łódzkie)

33 12 16 4

Heiligkreuz 
(świętokrzyskie)

30 6 16 7

Lublin 
(lubelskie)

33 6 21 5

Niederschlesien 
(dolnośląskie)

36 15 13 4

Oppeln 
(opolskie)

30 14 10 5

Schlesien 
(śląskie)

45 20 18 5

Kleinpolen 
(małopolskie)

39 12 21 6

Vorkarpaten 
(podkarpackie)

33 6 21 4

KO – Koalicja Obywatelska/Bürgerkoalition; PiS – Prawo i Sprawiedliwość/Recht und Gerechtigkeit; Trzecia Droga/Dritter Weg
Quelle:  Państwowa Komisja Wyborcza [Staatliche Wahlkommission]. https://pkw.gov.pl/

https://pkw.gov.pl/
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PiS KO Trzecia Droga Lewica Konfederacja 
und Bezpartyjni 
Samorządowcy

Śląscy Samo-
rządowcy 

Komitet 
lokalny

Anzahl der Sitze 239 210 80 8 6 5 4
Unterstützung 
(%)

34,27 % 30,59 % 14,25 % 6,32 % 7,23 % 0,37 % 6,97 %

Grafik 4:	 Die Sitzaufteilung in den Regionalparlamenten insgesamt (2024)

Unterstützung (%)Anzahl der Sitze

PiS – Prawo i Sprawiedliwość/Recht und Gerechtigkeit; KO – Koalicja Obywatelska/Bürgerkoalition; Trzecia Droga/Dritter Weg; Lewica – Die Linke; Kon-
federacja – Konföderation; Bezpartyjni Samorządowcy – Parteilose Selbstverwalter; Śląscy Samorządowcy – Schlesiche Selbstverwalter; Komitet lokal-
ny – eigene Wahlliste
Quelle: Państwowa Komisja Wyborcza [Staatliche Wahlkommission]. https://pkw.gov.pl/
Zusammenstellung des Autors Adam J. Jarosz.

Unterstützung (%)

PiS KO Trzecia Droga Lewica Konfederacja und Bezpartyjni Samorządowcy Śląscy Samorządowcy Komitet lokalny

PiS KO Trzecia Droga Lewica Konfederacja 
und Bezpartyjni 
Samorządowcy

Śląscy Samo-
rządowcy 

Komitet 
lokalny

Anzahl der Sitze 2.080 1.056 716 36 5 36 2.241
Unterstützung 
(%)

29,94 % 16,21 % 12,30 % 0,96 % 0,60 % 0,42 % 39,57 %

Grafik 5:	 Die Sitzaufteilung in den Landkreisräten insgesamt (2024)

Unterstützung (%)Anzahl der Sitze

PiS – Prawo i Sprawiedliwość/Recht und Gerechtigkeit; KO – Koalicja Obywatelska/Bürgerkoalition; Trzecia Droga/Dritter Weg; Lewica – Die Linke; Kon-
federacja – Konföderation; Bezpartyjni Samorządowcy – Parteilose Selbstverwalter; Śląscy Samorządowcy – Schlesiche Selbstverwalter; Komitet lokal-
ny – eigene Wahlliste
Quelle: Państwowa Komisja Wyborcza [Staatliche Wahlkommission]. https://pkw.gov.pl/
Zusammenstellung des Autors Adam J. Jarosz.

Unterstützung (%)

PiS KO Trzecia Droga Lewica Konfederacja und Bezpartyjni Samorządowcy Śląscy Samorządowcy Komitet lokalny

https://pkw.gov.pl/
https://pkw.gov.pl/


13Polen-Analysen Nr. 328, 07.05.2024

Grafik 7:	 Die Wahlbeteiligung bei den Wahlen der Ortsvorsteher, Bürgermeister und Stadtpräsidenten* 

54,90 %

48,83 %

51,94 %

44,06 %
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1. Wahlgang

2. Wahlgang

1. Wahlgang

2. Wahlgang
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* 	 Stadtpräsidenten werden in Städten mit einer Größe von mindestens 100.000 Einwohnern gewählt.
Quelle: Państwowa Komisja Wyborcza [Staatliche Wahlkommission]. https://pkw.gov.pl/

PiS KO Trzecia Droga Lewica Konfederacja 
und Bezpartyjni 
Samorządowcy

Śląscy Samo-
rządowcy 

Komitet 
lokalny

Anzahl der Sitze 3.069 1.649 1.909 86 17 178 32.508
Unterstützung 
(%)

13,56 % 15,68 % 4,72 % 1,59 % 0,99 % 0,13 % 63,33 %

Anzahl der 
Ortsvorsteher, 
Bürgermeister 
und Stadtprä-
sidenten

105 49 94 2 1 12 2.213

Grafik 6:	 Die Sitzaufteilung in den Gemeinderäten insgesamt (2024)

Unterstützung (%)Anzahl der Sitze

PiS – Prawo i Sprawiedliwość/Recht und Gerechtigkeit; KO – Koalicja Obywatelska/Bürgerkoalition; Trzecia Droga/Dritter Weg; Lewica – Die Linke; Kon-
federacja – Konföderation; Bezpartyjni Samorządowcy – Parteilose Selbstverwalter; Śląscy Samorządowcy – Schlesiche Selbstverwalter; Komitet lokal-
ny – eigene Wahlliste
Quelle: Państwowa Komisja Wyborcza [Staatliche Wahlkommission]. https://pkw.gov.pl/
Zusammenstellung des Autors Adam J. Jarosz.

Anzahl der Ortsvorsteher, Bürgermeister und Anzahl der Ortsvorsteher, Bürgermeister 
und Stadtpräsidenten

Unterstützung (%)

PiS KO Trzecia Droga Lewica Konfederacja und Bezpartyjni Samorządowcy Śląscy Samorządowcy Komitet lokalny

https://pkw.gov.pl/
https://pkw.gov.pl/
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Tabelle 1:	 Die Wahlergebnisse für das Amt des Stadtpräsidenten in den Woiwodschaftshauptstädten* (2024)
Kandidat/Kandidatin Wahlkomitee Erster Wahlgang Zweiter Wahlgang

Warschau (Warszawa) Rafał Trzaskowski KO 57,41 /
Tobias Bocheński PiS 23,10 /

Białystok Tadeusz Truskolaski KO 53,32 /
Henryk Dębowski PiS 33,45 /

Bydgoszcz** Rafał Bruski KO 53,50  /
Łukasz Schreiber Eigene Wahlliste (PiS) 28,72 /

Danzig (Gdańsk) Aleksandra Dulkiewicz KO 57,95 /
Tomasz Rakowski PiS 20,33 /

Gorzów 
Wielkopolski***

Jacek Wójcicki Eigene Wahlliste 49,24 61,23
Piotr Wilczewski KO 22,18 38,77

Krakau (Kraków) Aleksander Miszalski KO 37,21 51,04
Łukasz Gibała Eigene Wahlliste 26,79 48,96

Kattowitz (Katowice) Marcin Krupa Eigene Wahlliste 62,43 /
Leszek Piechota PiS 14,72 /

Kielce Agata Wojda KO 33,63 56,54
Marcin Stępniewski PiS 25,05 43,46

Lublin Krzysztof Żuk Eigene Wahlliste (KO) 57,49 /
Robert Derewenda PiS 34,26 /

Lodz (Łódź) Hanna Zdanowska KO 59,30 /
Agnieszka Wojciechowska 
van Heukelom

PiS 22,56 /

Olsztyn Robert Szewczyk KO 32,81 53,45
Czesław Małkowski Eigene Wahlliste 21,16 46,55

Oppeln (Opole) Arkadiusz Wiśniewski Eigene Wahlliste 75,47 /
Michał Nowak PiS 17,29 /

Posen (Poznań) Jacek Jaśkowiak KO 43,47 70,67
Zbigniew Czerwiński Eigene Wahlliste (PiS) 20,30 29,33

Rzeszów Konrad Fijołek Eigene Wahlliste 37,91 54,90
Waldemar Szumny PiS 24,23 45,10

Stettin (Szczecin) Piotr Krzystek Eigene Wahlliste 60,43 /
Zbigniew Bogucki PiS 26,96 /

Thorn (Toruń)** Paweł Gulewski KO 38,28 65,00
Michał Zaleski Eigene Wahlliste 26,41 35,00

Breslau (Wrocław) Jacek Sutryk Eigene Wahlliste (KO, 
Lewica)

34,33 68,29

Izabela Bodnar Trzecia Droga 29,80 31,71
Zielona Góra*** Marcin Pabierowski KO 42,74 57,46

Janusz Kubicki Eigene Wahlliste 35,95 42, 54

* 	 Stadtpräsidenten werden in Städten mit einer Größe von mindestens 100.000 Einwohnern gewählt.
** 	 Bydgoszcz ist der Sitz des Woiwoden, Thorn der Sitz des Regionalparlamentes (sejmik) der Woiwodschaft Kujawien-Pommern (województwo kujawsko-

pomorskie).
*** 	 Gorzów Wielkopolski ist der Sitz des Woiwoden, Zielona Góra der Sitz des Regionalparlamentes (sejmik) der Woiwodschaft Lebuser Land (województwo 

lubuskie).
KO – Koalicja Obywatelska/Bürgerkoalition; PiS – Prawo i Sprawiedliwość/Recht und Gerechtigkeit; Trzecia Droga/Dritter Weg; Lewica/Die Linke
Quelle:  Państwowa Komisja Wyborcza [Staatliche Wahlkommission]. https://pkw.gov.pl/
Zusammenstellung des Autors Adam J. Jarosz.

https://pkw.gov.pl/
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CHRONIK

16. April – 7. Mai 2024
16.04.2024 Auf einer Pressekonferenz im Anschluss an die Sitzung des Regierungskabinetts zeigt sich Ministerpräsident 

Donald Tusk besorgt über eine mögliche Ausweitung des iranisch-israelischen Konfliktes auf die Region oder 
in einem noch größeren Ausmaß. Russland könne den Konflikt nutzen, um Angriffe in Mittelosteuropa zu 
unternehmen. Er spricht sich dafür aus, dass sich Polen am v. a. von Deutschland angestoßenen Projekt Euro-
pean Sky Shield Initiative (ESSI) zur besseren Verteidigung des europäischen Luftraumes beteiligt. 

17.04.2024 Präsident Andrzej Duda wird vom ehemaligen US-Präsidenten Donald Trump im Trump Tower in New York 
empfangen. Duda sagt, es handele sich um ein privates Treffen unter Freunden. Im Zuge der Ankündigung 
des Treffens hat Ministerpräsident Donald Tusk Duda dazu aufgerufen, die Frage einer eindeutigen Positio-
nierung Trumps für die westliche Welt, die Demokratie und Europa vor dem Hintergrund des russischen 
Angriffskrieges in der Ukraine anzusprechen. Ein möglicher Wahlsieg Trumps bei den US-Präsidentenwahlen 
im November wäre nach Einschätzung Tusk nachteilig. Verteidigungsminister Władysław Kosiniak-Kamysz 
sagte im Vorfeld, das Treffen müsse dazu genutzt werden, dass der amerikanische Kongress für die US-Mili-
tärhilfe für die Ukraine stimmt. Bisher hatten sich die US-Republikaner geweigert, dem milliardenschweren 
Hilfspaket zuzustimmen. 

18.04.2024 Medienberichten zufolge hat die Generalstaatsanwaltschaft am Vortag einen Mann verhaftet, der der Spionage 
für Russland verdächtigt wird. Seine Aufgabe soll es gewesen sein, dem militärischen Geheimdienst Russlands 
Informationen über die Sicherung des Flughafens Rzeszów-Jasionka (Ostpolen) zu liefern, die für die Planung 
eines Anschlags auf den ukrainischen Präsidenten Wolodymyr Selenskyj genutzt werden sollten.

21.04.2024 In Polen finden die Stichwahlen für das Amt des Stadtpräsidenten, der Bürgermeister und Ortsvorsteher statt. 
Dies betrifft 748 Orte, davon neun Woiwodschaftshauptstädte: Gorzów Wielkopolski, Kielce, Krakau (Kra-
ków), Olsztyn, Posen (Poznań), Rzeszów, Thorn (Toruń), Breslau (Wrocław) und Zielona Góra. Nach Anga-
ben der Staatlichen Wahlkommission (Państwowa Komisja Wyborcza – PKW) beträgt die Wahlbeteiligung 
um 12 Uhr 12,93 Prozent. 

22.04.2024 In einem Interview für Fakt sagt Präsident Andrzej Duda, Russland rüste die Oblast Kaliningrad auf und sta-
tioniere Nuklearwaffen in Belarus. Polen sei bereit, im Rahmen des NATO-Programms Nuclear Sharing Atom-
waffen auf polnischem Territorium zur Stärkung der NATO-Ostflanke zu stationieren, sollte es eine entspre-
chende Entscheidung der Bündnispartner geben. 

23.04.2024 Der britische Premierminister Rishi Sunak wird in Warschau von Ministerpräsident Donald Tusk und Vertei-
digungsminister Władysław Kosiniak-Kamysz empfangen; außerdem trifft er sich mit NATO-Generalsekre-
tär Jens Stoltenberg. Auf einer gemeinsamen Pressekonferenz bezeichnet Tuk die polnisch-britische militäri-
sche Zusammenarbeit als nachahmenswert für die Sicherheitspolitik zwischen der EU und Großbritannien. 
Vor dem Hintergrund des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine appelliert Tusk an alle Bündnispart-
ner, die militärischen Systeme und Ausrüstung sowie die Sicherheitspolitiken eng zu koordinieren und Kon-
kurrenzen zu überwinden.

24.04.2024 Das US-Außenministerium stimmt dem Verkauf von 360 Anti-Radar-Lenkflugkörpern (engl. AARGM-ER) 
im Wert von 1,28 Mrd. US-Dollar an Polen zu. Sie sollen eingesetzt werden, um Radar an Land und auf See 
zu zerstören, und haben eine Reichweite von mindestens 110 Kilometer.

24.04.2024 Kulturminister Bartłomiej Sienkiewicz tritt zurück, da er für die Bürgerkoalition (Koalicja Obywatelska – KO) 
für die Wahl des Europaparlamentes kandidiert. Die Wahl findet am 9. Juni statt.

25.04.2024 Außenminister Radosław Sikorski stellt im Sejm den Leitfaden der polnischen Außenpolitik für das Jahr 2024 
vor. Er betont, dass Deutschland und Frankreich die wichtigsten Partner Polens in der Europäischen Union 
sind. Gute Beziehungen zu den USA würden die Position Polens in der EU stärken, umgekehrt würden die 
Aktivitäten Polens in der EU und gute Beziehungen zu den EU-Mitgliedsländer Polen zu einem attraktiven 
Partner der USA machen. Priorität der polnischen Europapolitik habe außerdem die umfassende Unterstüt-
zung der EU für die Ukraine und deren Weg in die EU-Mitgliedschaft. Zum Thema Migrationspolitik sagt 
Sikorski, das Recht auf Migration sei kein Menschenrecht und müsse beschränkt werden. Die Staaten müssen 
das Recht haben, regulieren zu können, wen sie aufnehmen. 
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26.04.2024 Die Venedig-Kommission (Europäische Kommission für Demokratie durch Recht) beendet ihren zweitägigen 
Besuch in Polen. Thema war die Gesetzesreform zum Landesjustizrat (Krajowa Rada Sądownictwa – KRS), 
die der Sejm Mitte April beschlossen und an den Senat weitergeleitet hat. Das Gesetz sieht die Direktwahl der 
Richter des KRS durch die gesamte Richterschaft vor. Die Regierung von Recht und Gerechtigkeit (Prawo i 
Sprawiedliwość – PiS) hatte 2017 eingeführt, dass die Richter des KRS von der Parlamentsmehrheit gewählt 
werden. Mit der Gesetzesnovelle soll der KRS entpolitisiert werden. Die Venedig-Kommission erarbeitet nun 
eine Stellungnahme zur Gesetzesreform.

30.04.2024 In seiner Rede aus Anlass der 20-jährigen Mitgliedschaft Polens in der Europäischen Union (1. Mai 2004) 
warnt Präsident Andrzej Duda vor »beunruhigenden Föderalisierungstendenzen« in der EU. Die EU-Mitglied-
schaft sei polnische Staatsräson, jedoch spreche sich Polen für ein »Europa der freien Nationen« aus, sagt Duda. 
Seiner Erfahrung nach seien die EU-Politiker und -Beamten manches Mal schwierige Partner und widersprä-
chen die Interessen der EU-Bürokratie und mancher Mitgliedsländer den polnischen Interessen. Duda ruft 
zur Teilnahme an den Wahlen zum Europäischen Parlament im Juni auf, um Einfluss auf die Entwicklungs-
richtung der EU zu nehmen.

01.05.2024 Aus Anlass des 20. Jahrestages des Beitritts Polens zur Europäischen Union hebt Ministerpräsident Donald 
Tusk in einer Bekanntmachung seines Büros hervor, dass Polen realen Einfluss auf die Entwicklungen in der 
EU und ihre Politik hat. Seit den polnischen Parlamentswahlen am 15. Oktober 2023, die das Mitte-Links-
Bündnis gewonnen hat, schaue die Welt mit Stolz und auch Neid darauf, dass es Polen gelungen ist, Polen als 
Teil des Westens zu bestätigen. Außerdem mahnt er, dass die Europäische Union und die NATO weder von 
außen noch von innen untergraben oder destabilisiert werden dürfen. 

01.05.2024 Am 20. Jahrestag des Beitritts Polens zur Europäischen Union treffen sich Außenminister Radosław Sikorski, 
Bundesaußenministerin Annalena Baerbock und die damaligen Außenminister Włodzimierz Cimoszewicz und 
Joschka Fischer auf der Oderbrücke zwischen Frankfurt (Oder) und Słubice. Anschließend nehmen Baerbock 
und Sikorski an einer Diskussion mit Studierenden der Europa-Universität Viadrina Frankfurt (Oder) teil. 

02.05.2024 Nach Angaben der Polizei wurde in Warschau ein 16-jähriger polnischer Staatsbürger verhaftet, der verdächtigt 
wird, in der vergangenen Nacht einen Brandanschlag auf die Nożyk-Synagoge in Warschau verübt zu haben. 
Die Synagoge von 1902, die als Gotteshaus genutzt wird, ist die einzige in Warschau, die den Zweiten Welt-
krieg ohne größere Schäden überstanden hat.

03.05.2024 Das Außenministerium erklärt seine Solidarität mit Deutschland und Tschechien im Zusammenhang mit 
einem feindseligen Cyberangriff auf politische Parteien und demokratische Institutionen, die den beiden Län-
dern zufolge von der russischen Hackergruppe Advanced Persistent Threat 28 verübt worden sind. Polen ruft 
alle Staaten, insbesondere Russland, sowie private Unternehmen und Individuen auf, sich im Cyberspace ver-
antwortungsvoll zu verhalten. Der Hintergrund ist, dass im Januar 2023 E-Mail-Konten des SPD-Bundesvor-
stands gehackt wurden. Bundesaußenministerin Annalena Baerbock hat heute mitgeteilt, dass der Angriff ein-
deutig der Gruppe APT28 zugeordnet werden könne, die vom russischen Militärgeheimdienst GRU gesteu-
ert werde. Außerdem hatte es Hackerangriffe auf deutsche Unternehmen in den Bereichen Rüstung, Luft- und 
Raumfahrt gegeben.

06.05.2024 In Warschau beginnt zum siebten Mal die zweitägige internationale Konferenz Defence24 Days, auf der ca. 
3.000 Teilnehmer sich mit Fragen der Sicherheit und Verteidigung befassen. Verteidigungsminister Władysław 
Kosiniak-Kamysz spricht sich auf der Konferenz für die Berufung eines EU-Verteidigungskommissars aus, der 
über ein bestimmtes Budget verfügen solle.

Sie können die gesamte Chronik seit 2007 auch auf  http://www.laender-analysen.de/polen/ unter dem Link »Chronik« lesen.

http://www.laender-analysen.de/polen/
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Deutsches Polen-Institut Darmstadt (www.deutsches-polen-institut.de)
Das seit 1980 tätige Deutsche Polen-Institut Darmstadt (DPI) ist ein Forschungs-, Informations- und Veranstaltungszentrum für 
polnische Kultur, Geschichte, Politik, Gesellschaft und die deutsch-polnischen Beziehungen, die sich im Kontext der europäischen 
Integration entwickeln. Institutionelle Träger des DPI sind das Land Hessen, die Kultusminister der Länder, das Auswärtige Amt 
und die Wissenschaftsstadt Darmstadt. Einen wesentlichen Beitrag zur Verwirklichung der Institutsziele leisten private Stiftungen. 
Ziel der Vermittlertätigkeit des DPI ist es, »die zu interessieren, auf die es politisch, wirtschaftlich, gesellschaftlich und kulturell im 
deutsch-polnischen Verhältnis ankommt« (Leitlinien 1997). Es geht um die Entscheider und Multiplikatoren in Politik, Kultur, 
Bildung, Verwaltung, Medien und Wirtschaft. Das DPI versteht sich in Kooperation mit den Orten wissenschaftlicher Polen-Kom-
petenz an deutschen Hochschulen und Forschungsinstituten als verbindendes und vernetzendes Zentrum. Mit der 70.000 Bände 
zählenden multidisziplinären Fachbibliothek für Polen, die eine einzigartige Sammlung polnischer Belletristik in der Original-
sprache und in deutscher Übersetzung umfasst, ist das DPI ein geschätzter Ort der Recherche und des wissenschaftlichen Arbeitens.

Forschungsstelle Osteuropa an der Universität Bremen (www.forschungsstelle.uni-bremen.de)
1982 gegründet, widmet sich die Forschungsstelle Osteuropa an der Universität Bremen der interdisziplinären Analyse der Länder 
Ost- und Ostmitteleuropas in Zeitgeschichte und Gegenwart. Der Forschungsschwerpunkt liegt dabei auf der Rolle von »Dissens 
und Konsens«, von Opposition und Zivilgesellschaft in ihrem historischen, politischen, gesellschaftlichen und kulturellen Kontext.
Die Forschungsstelle besitzt in ihrem Archiv eine einzigartige Sammlung alternativer Kulturgüter und unabhängiger Texte aus 
den ehemaligen sozialistischen Ländern. Darunter befindet sich auch eine umfangreiche Sammlung des »Zweiten Umlaufs«, die 
das Schrifttum und Dokumente unabhängiger Initiativen und gesellschaftlicher Gruppen in Polen aus der Zeit von 1976 bis zum 
Umbruch umfasst. Hinzu kommt eine umfangreiche Bibliothek mit wissenschaftlicher Literatur. Mit Archiv, Bibliothek und zwei 
wissenschaftlichen Abteilungen ist die Forschungsstelle auch eine Anlaufstelle sowohl für Gastwissenschaftler als auch für die in-
teressierte Öffentlichkeit.
Eine der Hauptaufgaben der Forschungsstelle ist die Information der interessierten Öffentlichkeit. Dazu gehören unter anderem 
regelmäßige E-Mail-Informationsdienste für Politik, Wirtschaft, Zivilgesellschaft und Medien.
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Kostenlose E-Mail-Dienste: 
Länder-Analysen

Die Länder-Analysen bieten regelmäßig im kostenlosen Abonnement kompetente Einschätzungen aktueller politischer, 
wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Entwicklungen in Ostmitteleuropa, Osteuropa und Zentralasien. Alle Länder-
Analysen verstehen sich als Teil eines gemeinsamen Projektes, das der wissenschaftlich fundierten, allgemeinverständlich 
formulierten Analyse der Entwicklungen im östlichen Europa, der Offenheit für verschiedene inhaltliche Positionen und 
der kostenlosen und nicht-kommerziellen Information einer breit verstandenen interessierten Öffentlichkeit verpflichtet 
ist. Autor/innen sind internationale Fachwissenschaftler/innen und Expert/innen. Die Redaktionen der Länder-Analysen 
bestehen aus Wissenschaftler/innen mit langjähriger Forschungserfahrung.
Die deutschsprachigen Länder-Analysen werden gemeinsam von der Forschungsstelle Osteuropa an der Universität Bre-
men, dem Zentrum für Osteuropa- und internationale Studien, der Deutschen Gesellschaft für Osteuropakunde, dem 
Deutschen Polen-Institut, dem Leibniz-Institut für Agrarentwicklung in Transformationsökonomien und dem Leibniz-In-
stitut für Ost- und Südosteuropaforschung herausgegeben. Die englischsprachigen Länder-Analysen erscheinen in Koope-
ration der Forschungsstelle Osteuropa mit dem Center for Security Studies (CSS) der ETH Zürich.
Die Länder-Analysen bieten regelmäßig Kurzanalysen zu aktuellen Themen, ergänzt um Grafiken und Tabellen sowie 
Dokumentationen. Zusätzlich gibt es eine Chronik aktueller Ereignisse.

Belarus-Analysen 
Die Belarus-Analysen erscheinen fünf bis sechs Mal pro Jahr.
Abonnement unter: http://www.laender-analysen.de/belarus/

Caucasus Analytical Digest 
In englischer Sprache. Erscheinungsweise: zweimonatlich
Abonnement unter: http://www.css.ethz.ch/en/publications/cad.html

Polen-Analysen
Die Polen-Analysen erscheinen mit Ausnahme einer Sommerpause an jedem ersten und dritten Mittwoch im Monat.
Abonnement unter: http://www.deutsches-polen-institut.de/newsletter/polen-analysen/

Russland-Analysen 
Die Russland-Analysen erscheinen mit Ausnahme einer Sommerpause ein bis zwei Mal pro Monat.
Abonnement unter: http://www.laender-analysen.de/russland/

Russian Analytical Digest 
In englischer Sprache. Erscheinungsweise: zweimal monatlich
Abonnement unter: http://www.css.ethz.ch/en/publications/rad.html

Ukraine-Analysen 
Die Ukraine-Analysen erscheinen mit Ausnahme einer Sommerpause ein bis zwei Mal pro Monat.
Abonnement unter: http://www.laender-analysen.de/ukraine/

Ukrainian Analytical Digest 
In englischer Sprache. Erscheinungsweise: zweimonatlich
Abonnement unter: http://www.css.ethz.ch/en/publications/uad.html

Zentralasien-Analysen
Die Zentralasien-Analysen erscheinen sechs Mal pro Jahr.
Abonnement unter: http://www.laender-analysen.de/zentralasien/

Zentralasien–Analysen
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